
Gesetz 

vom 1. Mai 1996 

über die Handanderungs- und Grundpfandrechtssteuern 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt: 

auf den Artikel 15 Abs. 1 der Staatsverfassung des Kantons Freiburg vom 
7. Mai 1857; 

nach Einsicht in die Botschaft des Staatsrates vom 27. Juni 1995: 

auf Antrag dieser Behôrde. 

beschliesst: 

1. KAPITEL 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1. Der Staat erhebt: 

a) Handanderungssteuern auf den entgeltlichen Grundstücksübertragun­
gen, die Grundstücke im Kanton betreffen (Handanderungssteuern): 

b) Steuern auf Grundpfandrechten, die zu Lasten von im Kanton gelege­
nen Grundstücken errichtet werden. 

I. Steuerhoheit 
1. Staal 

Art. 2. 1 Die Gemeinden kônnen für die auf ihrem Gemeindegebiet gele- 2. Gemeinden 
genen Grundstücke eine Zusatzabgabe auf den Handanderungssteuern 
erheben. 
2 Betrifft ein Geschaft zwei oder mehrere Gemeinden des Kantons, so 
werden die Zusatzabgaben nach Massgabe der Bemessungsgrundlagen zur 
Erhebung der Handanderungssteuern für die betrelTenden Grundstücke 
aufgeteilt. 
3 Entscheide über Handanderungssteuern sind ebenso für die Zusatzabga­
ben verbindlich. 

187 



Il. Grundstücks­
übertragungen 
1. lm 
allgemeinen 

2. Besondere 
Fàlle 

lll. Grund­
pfandrechte 

Art. 3. 1 Ais Grundstücksübertragungen gelten: 

a) jeder rechtliche Erwerb von Eigentum an einem Grundstück, ein­
schliesslich der Begründung von selbstandigen und dauernden Rechten, 
die im Grundbuch ais Grundstücke aufgenommen werden; 

b) die Begründung von Nutzniessungs- oder Wohnrechten sowie die 
Begründung und die Abtretung von Baurechten; 

c) die Begründung und die Abtretung eines Rechts auf Ausbeutung eines 
Grundstücks, namentlich für Bergwerke, Steinbrüche, Kiesgruben und 
Torfland. 

2 Die Erneuerung oder Verlangerung der Rechtc nach Absatz 1 gilt ais 
Begründung. 

Art. 4. Den Grundstücksübertragungen werden gleichgestellt: 

a) der Erwerb durch eine Veranderung in der personellen Zusammenset­
zung einer Gemeinschaft zur gesamten Hand oder durch eine Anderung 
der Anteile der Personen, die diese Gemeinschaft bilden, namentlich bei 
einer Teilung; 

b) der Erwerb eines Bauwerks infolge Untergangs eines Baurechts oder 
durch Heimfall; 

c) die Abtretung des Rechts zum Erwerb eines Grundstücks oder eines 
Teils davon sowie der Verzicht, dieses Recht auszuüben; 

d) die Abtretung eines Yorkaufsrechts nach Eintritt des Vorkaufsfalles 
sowie der Verzicht auf ein qualifiziertes Vorkaufsrecht nach Eintritt des 
Vorkaufsfalles und zugunsten eines Dritten; 

e) der in einem oder mehreren Geschaften erfolgte Erwerb der direkten 
oder indirekten Mehrheitsbeteiligung an einer Immobiliengesellschaft; 
die Steuer wird auch dann erhoben, wenn der Erwerber mit dem Erwerb 
eines Minderheitsanteils seine Mehrheitsbeteiligung erhôht; 

f) jedes Rechtsgeschaft, das zwecks Umgehung der Erhebung der Steuern 
und der Zusatzabgaben durchgeführt wird. 

Art. S. Die Grundpfandrechtssteuern werden erhoben: 

a) bei der Begründung einer Grundpfandverschreibung, eines Schuldbrie­
fes oder einer Gült; 

b) bei der Erhôhung des Pfandbetrages; 

c) bei der Abtretung eines Grundpfandrechts, das der Sicherung eines vom 
Bund in Anwendung der Gesetzgebung des Bundes über die Wohnbau­
und Eigentumsforderung gewahrten Darlehens dient. 
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Art. 6. Grundstücke im Sin ne dieses Gesetzes sind die in Artikel 655 des 
Schweizerischen Zivilgesetzbuches umschriebenen Grundstücke. 

Art. 7. I mmobiliengesellschaften sind: 

a) Gesellschaften, deren Haupttatigkeit tatsachlich darin besteht, Grund­
stücke zu erwerben oder ein oder mehrere Grundstücke, die ihnen 
gehôren, zu verkaufen, zu verwalten oder zu nutzen; 

b) Gesellschaften, deren Aktiven hauptsachlich aus Grundstücken beste­
hen; 

c) Gesellschaften, deren direkte oder indirekte Beteiligung an Gesellschaf­
ten nach den Buchstaben a und b für sich allein oder unter Berücksich­
tigung von Grundstückseigentum die hauptsachlichen Aktiven bildet. 

Art. 8. Nicht steuerpflichtig sind: 

a) der Staal Freiburg; 

b) die Eidgenossenschaft sowie die eidgenôssischen und kantonalen An­
stalten, sofern dies in den Spezialgesetzen vorgesehen ist. 

Art. 9. Von den Handanderungssteuern befreit sind: 

a) Grundstücksübertragungen an kantonale Anstalten oder kantonale 
Kôrperschaften des offentlichen Rechts oder an Vereinigungen solcher 
Kôrperschaften, sofern diese Grundstücke für Zwecke des Erziehungs-, 
des Gesundheits- oder des Sozialhilfe- und Sozialvorsorgewesens be­
stimmt sind; 

b) Grundstücksübertragungen an kirchliche Kôrperschaften und offent­
lich-rechtlich anerkannte juristische Personen des Kirchenrechts, so­
weit die Grundstücke unmittelbar und unwiderruflich für einen religiô­
sen, erzieherischen oder sozialen Zweck bestimmt sind; 

c) Grundstücksübertragungen an private Institutionen, soweit die Grund­
stücke unmittelbar und unwiderruflich für einen gemeinnützigen Zweck 
im Erziehungs-, im Gesundheits- oder im Sozialhilfe- und Sozialvorsor­
gewesen bestimmt sind und somit die offentlichen Kôrperschaften des 
Kantons bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben unterstützt wer­
den; 

d) Grundstücksübertragungen ais Dotation an eine Einrichtung der beruf­
lichen Vorsorge im Sinne der Spezialgesetzgebung, sofern die betreffen­
den Objekte dauernd und ausschliesslich für Vorsorgezwecke zugunsten 
des Personals bestimmt sind; 
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IV. Grundstücke 

V. Immobilien­
gesellschaften 

VI. Befreiung 
von der 
subjektiven 
Steuerpflicht 

VII. Befreiung 
von der 
objektiven 
Steuerpfücht 
1. Grundstücks­
übertragungen 



e) Grundstücksübertragungen an Untemehmen mit Handels- oder Fabri­
kationszweck bei deren Umstrukturierung durch Untemehmenszusam­
menschluss, -aufteilung, -umwandlung oder ahnliche Geschafte, sofem 
die betreffenden Objekte hauptsachlich und unmittelbar dem Handel 
oder der Fabrikation des Betriebs dienen; 
diese Übertragungen sind von der Steuerpflicht befreit, sofem im Zeit­
punkt der Übertragung und in den darauffolgenden fünf Jahren keine 
Beteiligung erworben wird, die dem Übergang der wirtschaftlichen Ver­
fügungsgewalt gleichkommt, oder es zu keiner weiteren Grundstücks­
übertragung, zu keiner Aufgabe des Handels- oder Fabrikationszwecks 
oder Aufhebung der hauptsachlichen und unmittelbaren Zweckbindung 
ebendieser Objekte an den Handel oder die Fabrikation des Betriebs 
kommt; die Befreiung von der Steuerpflicht bleibt jedoch bestehen, 
wenn sich eine dieser Voraussetzungen infolge einer Versteigerung oder 
eines freihandigen Verkaufs im Rahmen eines Zwangsvollstreckungs­
verfahrens oder eines gerichtlichen oder aussergerichtlichen Nachlass­
vertrages erfüllt; sie bleibt auch bestehen, wenn sie mit einer in diesem 
Gesetz vorgesehenen Ausnahme oder Befreiung von der Steuerpflicht 
zusammenfallt; 
die Einzelfirmen, die Personengesellschaften und die juristischen Per­
sonen, deren Haupttatigkeit tatsachlich darin besteht, Grundstücke zu 
erwerben oder ein oder mehrere Grundstücke, die ihnen gehôren, zu 
verkaufen, zu verwalten oder zu nutzen, oder deren Aktiven hauptsach­
lich aus Beteiligungen an den erwahnten Gebilden bestehen, gelten nicht 
ais Untemehmen mit Handels- oder Fabrikationszweck; 

1) Grundstücksübertragungen zwischen Verwandten in gerader Linie und 
zwischen Ehegatten; 

g) Grundstücksübertragungen, durch die eine Unterhalts- oder Unterstüt­
zungspflicht gemass Familienrecht oder eine Entschadigungspflicht ge­
mass Scheidungsrecht erfüllt wird; 

h) Grundstücksübertragungen, die einer vollstandigen oder teilweisen 
Teilung unter Verwandten gleichkommen oder ais Folge solcher Ope­
rationen vorgenommen werden, sofem Grundstücke aus gerader Linie 
übertragen werden; diese Übertragungen sind auch von der Steuer­
pflicht befreit, wenn sie zwischen diesen Verwandten und dem überle­
benden Ehegatten vorgenommen werden; sie sind auch befreit, wenn 
Grundstücke, die aufgrund eines Scheidungsurteils erworben wurden, 
zwischen diesen Verwandten und dem geschiedenen Ehegatten übertra­
gen werden; 

i) die Umwandlung von einer Form von gemeinschaftlichem Grundei­
gentum in eine andere, sofem die Personen und die Anteile nicht 
andem; 
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j) die Umwandlung eines Nutzniessungsrechts in ein gleichwertiges 
Wohnrecht oder umgekehrt: 

k) die rechtliche Übertragung von Grundstücken einer Immobiliengesell­
schaft, wenn und soweit eine weitere Steuererhebung für die natürlichen 
Personen, die direkt oder indirekt die Beteiligungsrechte innehaben, 
aufgrund einer bereits erfolgten Erhebung nach Artikel 4 Bst. e wirt­
schaftlich einer Doppelbesteuerung gleichkame: 
ferner sind von der SteuerpOicht befreit die rechtlichen Übertragungen 
von Grundstücken von einer Immobiliengesellschaft an einen Inhaber 
von Beteiligungsrechten. dem die Eigenschaft einer natürlichen Persan 
zukommt, im Verhaltnis seiner Rechte und im Falle der vollstandigen 
Auflosung der Gesellschaft: 

1) Grundstücksübertragungen im Zusammenhang mit Bodenverbesserun­
gen, die vom Meliorationsamt oder vom kantonalen Forstamt visiert 
wurden, sowie Eigentumsübertragungen im Zusammenhang mit kata­
stertechnisch bedingten Grenzbereinigungen von gcringer Bedeutung: 

m) die in anderen gesetzlichen Bestimmungen ausdrücklich vorgesehenen 
Fa.lie. 

Art. 10. Von den Grundpfandrechtssteuern sind befreit: 

a) die gesetzlichen Grundpfandrechte mit oder ohne Eintragung: 

b) die vertragliche Grundpfandverschreibung zugunsten des Verkaufers, 
der Miterben oder Gemeinder, sofern die durch Grundpfand sicherge­
stellte Forderung ais nicht abtretbar verurkundet worden ist und das 
Pfand die Bezahlung des Kaufpreises beziehungsweise den Aufpreis 
oder die Teilung sicherstellt: 

c) die Pfandausdehnung und die Aufteilung oder Vereinigung gleichartiger 
Grundpfandrechte ohne Erhôhung des Gesamtbetrags, sofern das ur­
sprüngliche Pfandrecht auf einem im Kanton gelegenen Grundstück 
errichtet wurde; 

d) die in anderen gesetzlichen Bestimmungen ausdrücklich vorgesehenen 
Fa.lie. 

Art. 11. 1 Die Steuern und Zusatzabgaben schulden: 

a) der Erwerber bei Grundstücksübertragungen: 

b) die am Tausch beteiligten Parteien; bei einem Aufpreis die Partei, die 
diesen schuldet; 

c) der Begünstigte bei der Begründung beschrankter dinglicher Rechte 
oder eines Rechts zur Ausbeutung eines Grundstücks sowie der Über­
nehmer bei der Abtretung solcher Rechte; 
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2. Grund­
pfandrechtc 

VIII. Schuldner 



1. Grundstücks­
übertragungen 
1. Grundsâtze 

2. Besondere 
Fâlle 
a) Recht zum 
Erwerb eines 
Grundstücks 
und Vorkaufs­
recht 
b) Werkvertrag 
und begonnene 
Bauarbeiten 

d) der Abtretende eines Rechts zum Erwerb eines Grundstücks oder eines 
Teils da von beziehungsweise die Person, die auf ein solches Recht ver­
zichtet, sowie der Abtretende eines Vorkaufsrechts oder die Person, die 
auf ein solches Recht verzichtet; 

e) der Pfandeigentümer im Zusammenhang mit Grundpfandrechten. 

2 Mehrere Schuldner haften solidarisch für die Bezahlung der Steuern und 
Zusatzabgaben; der Artikel 14 Abs. 2 bleibt jedoch vorbehalten. 

3 Die Erben haften bis zur Hôhe ihres Erbanteils solidarisch für die Bezah­
lung der vom Erblasser geschuldeten Steuern und Zusatzabgaben. 

2. KAPITEL 

Bemessungsgrundlagen 

Art. 12. 1 Die Handanderungssteuern berechnen sich auf der Grundlage 
der vereinbarten Leistungen, sofern sie mindestens dem Verkehrswert des 
Grundstücks und seiner Bestandteile oder bei Übertragung eines be­
schrankten dinglichen Rechts dem Realwert entsprechen; für die Berech­
nung des Verkehrswerts und des Realwerts ist der Zeitpunkt des Abschlus­
ses des Rechtsgeschafts massgebend, das die Übertragung begründet. 

2 Die vereinbarten Leistungen werden ais diesen Werten entsprechend ver­
mutet. Dazu werden aile Leistungen gezahlt, zu denen sich der Erwerber 
gegenüber der anderen Partei oder Dritten verpflichtet; auch das Erlôschen 
einer unvollkommenen Obligation gilt ais Leistung. 

Art. 13. Für die Abtretung oder den Verzicht auf ein Recht zum Erwerb 
eines Grundstücks oder auf ein Vorkaufsrecht gilt ais Bemessungsgrund­
lage die Leistung für den Erwerb des Rechts. 

Art. 14. 1 Erfolgt die Übertragung in Verbindung mit einem Werkvertrag 
oder bezieht sie sich auf ein im Bau befindliches Gebaude, so gilt ais 
Bemessungsgrundlage der Liegenschaftswert und der Wert der Bauarbei­
ten, die bis zum Zeitpunkt des Abschlusses des Rechtsgeschafts, das die 
Übertragung begründet, ausgeführt worden sind. 

2 Bei der Übertragung von Stockwerkmiteigentumsanteilen ist jeder Mitei­
gentümer nur im Verhaltnis seiner erworbenen Anteile steuerpflichtig, und 
zwar auf der Grundlage des Liegenschaftswerts und des Werts der Bauar­
beiten, die bis zum Zeitpunkt des Abschlusses des Rechtsgeschafts, das die 
Übertragung begründet, am gesamten Grundstück ausgeführt worden sind; 
im übrigen ist für den durch die Ausführung besonderer Arbeiten entstan­
denen Mehrwert an Teilen des Grundstücks, die einem Sonderrecht unter­
stehen, nur der betreffende Miteigentümer steuerpflichtig. 
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Art. 15. Beteiligt sich der Erwerber an Infrastruktur- oder Erschliessungs- c) Kosten­
kosten für Bauland. so wird ais Bemessungsgrundlage zusatzlich der Wert beteiligung 

der Arbei ten berücksichtigt. die bis zum Abschluss des Rechtsgeschafts, das 
die Übertragung begründet, durchgeführt worden sind. 

Art. 16. 1 1st bei einer Grundstücksübertragung die Gegenleistung in peri- d) Periodische 
odischen Zahlungen zu erbringen, so gilt ais Bemessungsgrundlage der LeiSlungen 

kapitalisierte Wert dieser Leistungen; dabei erfolgt die Kapitalisierung 
nach den üblichen in Gerichtssachen verwendeten Tabellen; es wird 
berücksichtigt, ob es sich um eine Zeitrente, eine Leibrente oder um eine 
ewige Rente handelt. Werden indessen unbefristete, nicht abtretbare, nicht 
übertragbare und persônliche Rech te an eine juristische Person übertragen, 
so erfolgt die Kapitalisierung wie für eine Rente auf zwanzig Jahre. 
2 Die für die Kapitalisicrung erfordcrlichen Satze werden vom Staatsrat 
festgesetzt. 

Art. 17. Steht die Leistung des Erwerbers in einem Missverhaltnis zum 
Wert des erworbenen Objekts. so wird der Erwerb vollstandig einer ent­
geltlichen Übertragung gleichgestellt, sofern die Umstande nicht darauf 
schliessen lassen, dass diese Wertdifferenz einer Schenkungsabsicht ent­
spricht. 

Art. 18. Werden gleichwertige Objekte getauscht, so gilt ais Bemessungs­
grundlage der Wert eines Tauschobjekts. Bei unterschiedlichen Werten gilt 
der hôhere Wert ais Bemessungsgrundlage. Bei einem Aufpreis werden der 
tiefere Wert sowie der Aufpreis ais Bemessungsgrundlage berücksichtigt. 

Art. 19. Für den Erwerb oder die Yergrôsserung einer Beteiligung an einer 
Immobiliengesellschaft gilt ais Bemessungsgrundlage der Yerkehrswert der 
Grundstücke im Yerhaltnis der erworbenen Aktien oder Gesellschaftsan­
teile. 

Art. 20. Die Grundpfandrechtssteuern werden auf dem im Grundbuch 
eingetragenen Betrag bzw. auf dessen Erhôhung erhoben. 

3. KAPITEL 

Steuersatze 

Art. 21. Die Handanderungssteuern werden zum Satz von 1,5 % erho­
ben. 

Art. 22. 1 Die Zusatzabgabe darf 100 % der Handanderungssteuer nicht 
übersteigen. 
2 Anwendbar ist der bei Abschluss des Rechtsgeschaftes geltende Satz. 
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e) Gemischte 
Schenkung 

1) Tausch 

g) Erwerb ei ner 
Mehrheitsbe­
teiligung 

Il. Grund­
pfandrechte 

1. Grundstücks­
übertragungen 
1. Handànde­
rungssteuern 

2. Zusatzabgaben 
der Gemeinden 



Il. Grund­
pfandrechte 

1. Behôrden 

II. Befugnisse 
1. Staatsrat 

2. Direktion 

1 Die Gemeinden teilen dem Grundbuchamt ihres Bezirks den Satz ihrer 
Zusatzabgabe und jede Ànderung dieses Satzes mit. 

Art. 23. 1 Die Grundpfandrechtssteuern werden zum Satz von 0, 75 % erho­
ben. 

2 Sie werden für Grundpfandrechte, die der Sicherung eines vom Bund in 
Anwendung der Gesetzgebung des Bundes über die Wohnbau- und Eigen­
tumsforderung gewahrten Darlehens dienen, zum Satz von 0,40 % erho­
ben. 

1 Werden Grundpfandrechte nach Absatz 2 abgetreten, so wird eine Grund­
pfandsteuer zum Satz von 0,35 % erhoben. 

4. KAPITEL 

Vollzugsbehorden 

Art. 24. Die Vollzugsbehôrdcn sind: 

a) der Staatsrat; 

b) die Finanzdircktion (die Direktion); 

c) die Grundbuchamter; 

d) die Bezirksfinanzdienste (die Finanzdienste). 

Art. 25. Der Staatsrat erlasst die erforderlichen Ausführungsbestimmun­
gen zu diesem Gesetz und übt die Oberaufsicht aus. 

Art. 26. 1 Die Direktion sorgt für den einheitlichen Vollzug dieses Geset­
zes. Sie erteilt die nôtigen Weisungen an die mit dem Vollzug diese Gesetzes 
beauftragten Verwaltungsorgane und kann Kontrollen durchführen. 

2 Sie entscheidet: 

a) über die Einsprachen in den von diesem Gesetz vorgesehenen Fa.lien; 

b) über die Befreiung von der Steuerpflicht in den Fa.lien nach Artikel 9 
Bst. a-e; in diesen Fa.lien kann vorgangig zur Grundstücksübertragung 
ein Steuerbefrei ungsgesuch eingereicht werden; 

c) über den Erlass der Steuern. 

3 Sie verfügt die in diesem Gesetz für Übertretungen vorgesehenen Bussen 
und zeigt dem ordentlichen Strafrichter die Vergehen nach Artikel 58 Abs. 1 
an. 
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Art. 27. 1 Die Grundbuchamter sind Veranlagungs- und Nachsteuerbe­
hôrde für die Steuern und die Zusatzabgaben, welche die in ihrem Grund­
buchkreis gclegenen Grundstücke betreffen. 

2 Betrifft ein Geschaft Grundstücke, die in zwei odcr mehreren Bezirken 
gelegen sind. und kônnen keine getrennten Veranlagungen vorgenommen 
werden, so führt das Grundbuchamt des Bezirks, in dem das Grundstück 
mit der grôssten Flache gelegen ist, die Gesamtveranlagung durch. 

J Die Grundbuchamter entscheiden von Amtes wegen über die Befreiung 
von der Steuerpflicht, soweit diese nicht in die Kompetenz der Direktion 
fallt. Sie entscheiden auch über die Rückerstattungsgesuche. 

3. Grund­
buchamter 

Art. 28. 1 Die Finanzdienste ziehen die Steuern, die Zusatzabgaben, die 4. Finanzdienste 

Yerzugszinsen und die Bussen ein und führen darüber Buch. 

2 Sie erheben für den Staat eine Inkassoprovision, die auf dem Betrag der 
geschuldeten Zusatzabgabe zu einem vom Staatsrat festgesetzten Satz 
berechnet wird. 

J Sie sind für die Gewahrung einer Stundung oder die Bewilligung von 
Ratenzahlungen zustandig. 

S. KAPITEL 

Veranlagung 

Art. 29. 1 Die Veranlagung crfolgt gestützt auf die der Grundbuchanmel­
dung beigelegten Belege. 
2 Bei Grundstücksübertragungen müssen diese Belege schriftliche und mit 
der Unterschrift der Vertragsparteien oder ihrer Vertreter versehene Anga­
ben über den Betrag samtlicher vereinbarter Leistungen enthalten. 
3 Die Parteien und ihre Vertreter, die Urkundsperson und die betrelTende 
Gemeinde müssen die von ihnen angeforderten zusatzlichen Angaben 
nachreichen. lm übrigen gelten die Artikel 107, I08, 110 Abs. 2 und 3 sowie 
11 J des Gesetzes vom 7. Juli 1972 über die Kantonssteuern. 

~ Wird der Betrag der vereinbarten Leistungen nicht angegeben, stimmen 
die Leistungen offenbar nicht mit dem Verkehrs- oder Realwert überein 
oder reichen die Grundlagen nicht aus, so kônnen die Grundbuchamter die 
Steuern nach eigenem Ermessen aufgrund der Angaben, über die sie ver­
fügen, festsetzen; wenn nôtig unterbreiten sie den Fall vorgangig einer 
Schatzungskommission. 
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1. Grundlagen 
1. Bei Grund­
bucheintrag-



2. Ohne Grund- Art. 30. 1 1st eine Eintragung in das Grundbuch nicht erforderlich, so ist 
bucheintrag der Schuldner oder dessen Vertreter verpflichtet. das steuerpflichtige Ge­

schaft oder den Eintritt der die Steuererhebung begründenden Bedingung 
dem zustandigen Grundbuchamt innert dreissig Tagen nach Abschluss des 
Rechtsgeschafts oder seit dem Eintritt der Bedingung zu melden. 1st eine 
Bewilligung erforderlich, so steht die Frist wahrend des Bewilligungsver­
fahrens still, und die Meldung muss innert dreissig Tagen nach Erhalt der 
Bewilligung erfolgen. 

II. Form 

I. Einsprache 
1. Anfechtbare 
Entscheide 

2. Behôrden 

2 Übertragungen von Aktien oder Gesellschaftsanteilen im Sinne von Arti­
kel 4 Bst. e müssen dem Grundbuchamt innert dreissig Tagen nach dem 
ersten steuerpflichtigen Geschaft gemeldet werden; jedes spatere Geschaft 
muss ebenfalls innert dreissig Tagen gemeldet werden. 

1 Die Urkundsperson muss den Schuldner oder seinen Vertreter über seine 
Pflicht zur fristgerechten Meldung in Kenntnis setzcn. 

~ Die Veranlagung erfolgt aufgrund der Belege, die bei der Meldung einzu­
reichen sind. Der Artikel 29 Abs. 2 - 4 gilt ebenfalls. 

Art. 31. 1 Die Veranlagung wird mit einer datierten und unterzeichneten 
Rechnung eroffnet, auf der die Bemessungsgrundlage sowie der Betrag der 
Steuern und der Zusatzabgabe aufgeführt sind. Weicht die Veranlagungs­
behôrde von der Berechnungsgrundlage, die sich aus den von den Vertrags­
parteien gelieferten Elementen ergibt. ab, so gibt sie die wesentlichen 
Gründe dafür an. 

2 Die Rechnung wird dem Schuldner unter Angabe der Zahlungsfrist von 
dreissig Tagen und der in den Artikeln 42 und 43 vorgesehenen Folgen 
sowie mit einer Rechtsmittelbelehrung zugestellt. 

6. KAPITEL 

Rechtsmittel 

Art. 32. 1 Der Schuldner kann innert dreissig Tagen seit der Zustellung der 
Rechnung Einsprache erheben. 

2 Eine Einsprache kann innert dreissig Tagen auch gegen Entscheide über 
Nachsteuern, Übertretungen, Rückerstattungen oder die Befreiung von der 
objektiven Steuerpflicht in Anwendung von Artikel 9 Bst. a - e erhoben 
werden. 

Art. 33. Die Direktion entscheidet über die Einsprachen gegen Rechnun­
gen und gegen Entscheide über Nachsteuern und Rückerstattungen sowie 
über die Einsprachen im Zusammenhang mit einer Befreiung von der 
objektiven Steuerpflicht nach Artikel 9 Bst. a - e und im Zusammenhang 
mit Übertretungen. 
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Art. 34. 1 Die Einsprache muss schriftlich erhoben und kurz begründet 
werden sowie die Antrage des Einsprechers enthalten. 

2 Die Einsprachebehôrde kann eine zusatzliche Frist zur Erganzung der 
Begründung gewahren. 

J Auf Einsprachen, die weder Antrage noch eine Begründung enthalten, 
wird nicht eingetreten. 

Art. 35. Die Einsprache schiebt die Falligkeit der Forderung auf, hemmt 
aber den Lauf des Verzugszinses nicht. 

Art. 36. 1 Die Einsprachebehôrde verfügt über dieselben Befugnisse wie 
beim Erlass des angefochtenen Entscheids. 
2 Sie überprüft den Entscheid ais Ganzes, ohne dabei durch die Antrage des 
Einsprechers gebunden zu sein, auch zu dessen Nachteil und ohne Rück­
sicht auf einen allfalligen Rückzug der Einsprache. Beabsichtigt die Behôr­
de, den Entscheid zum Nachteil des Einsprechers zu andern, so teilt sie dies 
dem Einsprecher mit und setzt ihm eine Frist, in der er seine Bemerkungen 
einreichen und allenfalls neue Beweismittel vorlegen kann. 

J Der Einspracheentscheid muss begründet sein und eine Rechtsmittelbe­
lehrung enthalten. 

Art. 37. 1 Gegen Einspracheentscheide kann beim Verwaltungsgericht Be­
schwerde geführt werden. 
2 Entscheide über eine Stundung, eine Ratenzahlung oder einen Erlass sind 
nicht mit Beschwerde anfechtbar. 

Art. 38. Das Beschwerdeverfahren richtet sich unter Vorbehalt der nach­
folgenden Bestimmungen nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege. 

Art. 39. Die Beschwerde schiebt die Falligkeit der Forderung auf, hemmt 
aber den Lauf des Verzugszinses nicht. 

Art. 40. 1 Der Prasident der Beschwerdeinstanz instruiert die Beschwerde­
sache. Er kann seine Befugnisse durch General- oder Spezialvollmacht an 
ein anderes Mitglied der Beschwerdeinstanz oder an einen Gerichtsschrei­
ber-Berichterstatter delegieren. 
2 Die Instruktionsbehôrde verfügt über dieselben Befugnisse wie die erst­
instanzliche Behôrde. 
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III. Revision 

3 Beabsichtigt die Behôrde, den Entscheid zum Nachteil des Beschwerde­
führers zu andern, so teilt sie dies dem Beschwerdeführer und der Behôrde, 
deren Entscheid angefochten wird, mit und setzt ihnen eine Frist, in der sie 
ihre Bemerkungen einreichen und allenfalls neue Beweismittel vorlegen 
kônnen. 

4 Die Behôrde ist durch einen allfalligen Rückzug der Beschwerde nicht 
gebunden. 

Art. 41. Rechtskraftige Entscheide kônnen aus den Gründen und nach 
dem Verfahren, die im Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vorgesehen 
sind, durch Revision abgeandert werden. 

7. KAPITEL 

Steuerbezug 

1. Zahlungfrist. Art. 42. 1 Die Steuern und Zusatzabgaben sind innert einer Frist von dreis-
Verzugszins sig Tagen an die Finanzdienste zu entrichten. 

li. Mahnung. 
Betreibung 

111. Sicherung 

2 Auf den nicht fristgemass bezahlten Steuern und Zusatzabgaben wird vom 
Zeitpunkt der Falligkeit an ein Verzugszins geschuldet, dessen Satz dem in 
Anwendung von Artikel 149 Abs. 3 des Gesetzes vom 7. Juli 1972 über die 
Kantonssteuern festgesetzten Satz entspricht. 

Art. 43. 1 Werden die Steuern und Zusatzabgaben nicht innert dreissig 
Tagen nach der Falligkeit entrichtet, so wird dem Schuldner von den 
Finanzdiensten eine Mahnung zugestellt. 

2 Erfolgt die Bezahlung nicht in der mit der Mahnung angesetzten Frist, so 
kann die Betreibung eingeleitet werden. 

3 Hat der Schuldner seinen Wohnsitz nicht in der Schweiz oder wurden aile 
oder ein Teil seiner Vermôgensstücke mit Arrest belegt, so kann die Betrei­
bung ohne vorgangige Mahnung eingeleitet werden. 

4 Die Inkassokosten gehen zu Lasten des Schuldners. 

Art. 44. 1 Die Bezahlung der Steuern, der Zusatzabgabe und der Verzugs­
zinsen ist durch ein gesetzliches Grundpfandrecht ohne Eintragung im 
Grundbuch sichergestellt, das allen eingetragenen Grundpfandrechten im 
Rang vorgeht. 

2 Gegenüber einem Dritten kann das gesetzliche Grundpfandrecht nur 
wahrend 5 Jahren seit dem Tag, an dem die erste, die Forderung begrün­
dende Rechnung fallig geworden ist, gel tend gemacht werden. Diese beson­
dere Frist istjedoch nicht anwendbar, wenn feststeht, dass der Dritte bei der 
Übertragung, die die Forderung begründet, oder bei einer Übertragung im 
Zusammenhang mit demselben Objekt eine Steuerhinterziehung begangen 
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hat oder an einer solcher beteiligt war; sie ist auch nicht anwendbar gegen­
über dem Dritten, der bei der die Forderung begründenden Übertragung 
wirtschaftlich identisch ist mit dem Schuldner, sowie gegenüber dem Drit­
ten, der vom Schuldner eine unentgeltliche Zuwendung erhalten hat. 

Art. 45. 1 1st die fristgerechte Bezahlung der Steuern, der Zusatzabgaben 
oder der von der Direktion verfügten Busse für den Schuldner mit einer 
besonderen Harte verbunden, so kônnen aufbegründetes Gesuch hin eine 
Stundung oder Ratenzahlungen gewahrt werden. 
2 Die Verzugszinsen bleiben geschuldet. 

IV. Stundung 
und Ratenzah­
lung 

Art. 46. 1 Ausnahmsweise kônnen einem Schuldner, der sich in einer Not- Y. Erlass 

lage befindet oder für den die Bezahlung aus einem anderen Grund eine zu 
grosse Harte bedeuten würde, Steuern, Zusatzabgaben und Verzugszinsen 
auf Gesuch hin ganz oder teilweise erlassen werden. 
2 Das Erlassgesuch muss schriftlich begründet und unter Beilage der not­
wendigen Beweismittel eingereicht werden. 
3 Die Direktion fallt ihren Entscheid, nachdem sie die Stellungnahme der 
Gemeinde eingeholt hat, der die Zusatzabgaben geschuldet werden. 
4 Ein Erlassgesuch schiebt die Einsprachefrist nicht auf. 

Art. 47. 1 1st eine in Rechtskraft erwachsene Veranlagung, auch ohne Ver- YI. Nachsteuer 

schulden des Schuldners, unvollstandig geblieben, weil die zustandige 
Behôrde gewisse Tatsachen und Beweismittel nicht kannte, so erhebt die 
Veranlagungsbehôrde eine Nachsteuer auf den Steuern und Zusatz-
abgaben. 
2 Die Anwendung der Strafbestimmungen bleibt vorbehalten. 

Art. 48. 1 Der Schuldner kann die von ihm bezahlten Steuern, Zusatzab­
gaben, Verzugszinsen oder Bussen zurückfordern, wenn: 

a) das steuerpflichtige Geschaft gerichtlich für nichtig erklart wird; 

b) die Parteien das steuerpflichtige Geschaft rückgangig gemacht haben 
und der Schuldner den Nachweis erbringt, dass die Voraussetzungen für 
einen gesetzlichen Nichtigkeits- oder Aufhebungsgrund erfüllt sind; 

c) der Entscheid, auf Grund dessen die Zahlung erfolgt ist, infolge einer 
Einsprache, einer Beschwerde oder einer Revision aufgehoben oder 
abgeandert wird; 

d) er irrtümlicherweise einen nicht geschuldeten Betrag oder mehr ais den 
geschuldeten Betrag bezahlt hat; 

e) die Voraussetzungen nach Artikel 86 des Bundesgesetzes vom 11. April 
1889 über Schuldbetreibung und Konkurs erfüllt sind. 
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2. Form. 
Behôrde 

VIII. Vollstreck­
barkeit 

1. Ubertretungen 
1. Verletzu ng 
von Ordnungs­
vorschriften 
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der Informa­
tions- und 
Sorgfaltspflicht 

3. Hinterziehung 
a) Vollendete 
Hinterziehung 

2 Eine Rückerstattung wird nicht gewahrt, wenn sich herausstellt, dass im 
Rahmen des steuerpflichtigen Geschafts vorsatzlich Steuern hinterzogen 
wurden. 

3 Mit der Rückerstattung wird ein Zins vergütet, der vom Zeitpunkt der 
Zahlung an zu einem von der Direktion festgesetzten Satz berechnet 
wird. 

Art. 49. Das Rückforderungsgesuch muss schriftlich und begründet bei der 
Veranlagungsbehôrde eingereicht werden. 

Art. 50. Die in Anwendung dieses Gesetzes getrofTenen rechtskraftigen 
Entscheide, die zur Bezahlung eines Geldbetrages verpflichten, sind voll­
streckbaren gerichtlichen Urteilen im Sinne von Artikel 80 des Bundesge­
setzes vom 11. April 1889 über Schuldbetreibung und Konkurs gleichge­
stellt. 

8. KAPITEL 

Stratbestimmungen 

Art. 51. 1 Wer einer Pflicht, die ihm nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
oder nach einer aufgrund dieses Gesetzes getrofTenen Anordnung obliegt, 
trotz Mahnung und ohne sich einer Hinterziehung oder eines Hinterzie­
hungsversuchs schuldig zu machen, vorsatzlich oder fahrlassig nicht nach­
kommt, wird mit Busse bis zu 1000 Franken bestraft. 

2 In schweren Fallen oder bei Rückfall betragt die Busse bis zu 10 000 
Franken. 

Art. 52. 1 Wer vorsatzlich oder fahrlassig und ohne sich der Mitwirkung an 
einer Hinterziehung schuldig zu machen, den Schuldner oder dessen Ver­
treter nicht über seine Pflicht informiert, das steuerpflichtige Geschaft 
fristgemass zu melden, wird mit Busse bis zu 1000 Franken bestraft. 

2 In schweren Fallen oder bei Rückfall betragt die Busse bis zu 5000 Fran­
ken. 

3 Die Absatze 1 und 2 sind auch aufdie Urkundsperson anwendbar, die die 
besonderen gesetzlichen Bestimmungen über Fristen oder die Sorgfalts­
pflicht bei einer Grundbuchanmeldung eines steuerpflichtigen Geschaftes 
nicht einhalt. 

Art. 53. 1 Der Schuldner, der vorsatzlich oder fahrlassig bewirkt, dass eine 
Veranlagung zu Unrecht unterbleibt, insbesondere indem er ein Geschaft 
oder das Eintreten einer Bedingung, die die Steuererhebung begründet, 
nicht innert der gesetzlichen Frist meldet, dafür sorgt, dass eine rechtskraf­
tige Veranlagung unvollstandig ist, oder eine unrechtmassige Rückerstat-
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tung oder einen ungerechtfertigten Erlass erwirkt, wird mit einer Busse in 
der Hôhe des ein- bis vierfachen Betrags der hinterzogenen Steuern 
bestraft. 

2 Bei Selbstanzeige wird die Busse in der Regel bis zur Halfte des hinter­
zogenen Steuerbetrags ermassigt. 
3 Die Steuern und Zusatzabgaben werden zusatzlich zur Busse geschul­
det. 

Art. 54. Der Schuldner, der vorsatzlich eine Hinterziehung zu begehen 
versucht, wird mit einer Busse von bis zu zwei Dritteln des Betrags bestraft, 
der bei vollendeter Hinterziehung festzusetzen ware. 

Art. 55. 1 Wer einen anderen vorsatzlich zu einer Hinterziehung anstiftet 
oder dazu vorsatzlich Hilfe leistet, wird, sofern es sich um vollendete Hin­
terziehung handelt, ohne Rücksicht auf die Strafbarkeit des Schuldners mit 
Busse bis zu I O 000 Franken bestraft. In schweren Fallen oder bei Rückfall 
betragt die Busse bis zu 20 000 Franken. 
2 Ausserdem kann vom Anstifter oder Gehilfen die solidarische Bezahlung 
der hinterzogenen Steuern und Zusatzabgaben verlangt werden. 

1 Diese Bestimmung gilt sinngemass auch für juristische Personen, die in 
Ausübung ihrer Tatigkeit zu einer von einem Dritten begangene Hinterzie­
hung angestiftet, dazu Hilfe geleistet oder daran mitgewirkt haben. 

Art. 56. 1 Wurde eine Übertretung zugunsten einer juristischen Person 
begangen, so wird diese mit Busse bestraft. 
2 Der Artikel 55 bleibt im übrigen den Organen oder Vertretern der juri­
stischen Person gegenüber vorbehalten. 

Art. 57. 1 Die Direktion setzt den Zuwiderhandelnden über die Erôffnung 
des Verfahrens in Kenntnis und fordert ihn auf, seine Bemerkungen ein­
zureichen. 
2 Sie setzt die Hôhe der Busse unter Berücksichtigung der Schwere des 
Yerschuldens und der Tatumstande sowie der persônlichen Verhaltnisse 
des Zuwiderhandelnden fest. 
3 Sie teilt dem Zuwiderhandelnden ihren Entscheid mit eingeschriebenem 
Brief mit, der eine Rechtsmittelbelehrung enthalt. 
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li. Vergehen 
1. Betrug 

2. Behôrde. 
anwendbare 
Vorschriften 

1. Steuern und 
Zusatzabgaben 
1. Veranlagung 

Art. 58. 1 Wer zum Zwecke der Hinterziehung von Steuern oder Zusatzab­
gaben gefalschte, verfalschte oder inhaltlich unwahre U rkunden verwendet, 
wird mit Gefangnis oder mit Busse bis zu 30 000 Franken bestraft. 

2 Die Bestrafung wegen Hinterziehung von Steuern und Zusatzabgaben 
bleibt vorbehalten. 

Art. 59. 1 Für die stralbaren Handlungen nach Artikel 58 Abs. 1 ist der 
ordentliche Strafrichter zustândig. 

2 Die allgemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches 
sowie das Gesetz über die Gerichtsorganisation und die Strafprozessord­
nung gelten un ter Vorbehalt der besonderen Bestimmungen in den Artikeln 
65 und 66. 

9. KAPITEL 

Verjahrung und Verwirkung 

Art. 60. 1 Das Recht auf Veranlagung verjâhrt fünf Jahre, nachdem das 
steuerpflichtige Rechtsgeschâft abgeschlossen wurde oder eine die Steuer­
pflicht begründende Bedingung eingetreten ist. 

2 Dieses Recht ist zehn Jahre nach diesem Zeitpunkt verwirkt. Vorbehalten 
bleibt eine lângere Frist für die Strafverfolgung. 

2. Nachsteuer Art. 61. Das Recht auf Einforderung der Nachsteuer für Steuern und 
Zusatzabgaben ist zehn Jahre, nachdem die Veranlagung rechtskraftig 
geworden ist, verwirkt. Vorbehalten bleibt eine lângere Frist für die Straf­
verfolgung. 

3. Forderungen Art. 62. 1 Steuer- und Zusatzabgabenforderungen verjâhren fünf Jahre 
nach Eintritt der Fâlligkeit. 

4. Rückforde­
rung 

5. Stillstand 
und U nterbre­
chung der Ver­
jahrung 

II. Widerhand­
lungen 
1. Recht auf 
Strafverfolgung 

2 Sie sind zehn Jahre nach Eintritt der Fâlligkeit verwirkt. 

Art. 63. Der Rückforderungsanspruch ist zehn Jahre nach der Bezahlung 
verwirkt, unter Vorbehalt einer lângeren Frist für die Beantragung einer 
Revision. 

Art. 64. Der Artikel 113b Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 7. Juli 1972 über 
die Kantonssteuern gilt sinngemâss für den Stillstand und die Unterbre­
chung der Verjahrung. 

Art. 65. 1 Das Recht, eine Strafverfolgung wegen Widerhandlungen im 
Sinne der Artikel 51 und 52 einzuleiten, ist fünf Jahre, nachdem die Wider­
handlung begangen wurde, verwirkt. 
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2 Dieses Recht ist für die in den Artikeln 53-59 erwahnten Widerhandlun­
gen nach fünfzehn Jahren verwirkt. 

Art. 66. 1 Die in Anwendung der Artikel 51-59 verfügten Bussen verjahren 2. Bussen 

fünf Jahre, nachdem sie rechtskraftig geworden sind. Der Artikel 64 ist 
anwendbar. 

2 Sie sind nach zehn Jahren, nachdem die Verfügung rechtskraftig geworden 
ist, verwirkt. 

10. KAPITEL 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 67. 1 Für die Veranlagung und Erhebung der Steuern und der Zusatz­
abgaben für Rechtsgeschafte oder für Entscheide, die vor dem I nkrafttreten 
dieses Gesetzes abgeschlossen beziehungsweise gefallt worden sind, gelten 
die Bestimmungen des Gesetzes und des Tarifs vom 4. Mai 1934 betretTend 
die Einregistrierungsgebühren. 

2 Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begangenen Widerhandlungen 
werden nach der alten Gesetzgebung verfolgt, es sei denn, die neuen Bestim­
mungen führten zu einer weniger strengen Bestrafung. 

Art. 68. 1 Das Gesetz vom 4. Mai 1934 betretTend die Einregistrierungsge­
bühren (SGF 635.2.1) wird in dem Sinne abgeandert, dass nur die Bestim­
mungen über die Erhebung verhaltnismassiger Gebühren auf den unent­
geltlichen Zuwendungen unter Lebenden oder von Todes wegen sowie auf 
den Stiftungsurkunden weiterhin gelten. 

2 Dieses Gesetz wird ausserdem wie folgt geandert: 

Art. 4 Abs. 5 und 6 

' Die verhaltnismassige Gebühr findet auch Anwendung auf den 
Erwerb von Anteilen infolge eines Wechsels im Personenbestand 
einer Gemeinschaft zur gesamten Hand oder einer Anderung der 
Anteile der Personen, die diese Gemeinschaft bilden, namentlich 
bei einer Teilung. 

6 Ausgenommen sind Handanderungen in gerader Linie von Todes 
wegen oder infolge einer erbrechtlichen Übereinkunft sowie Han­
danderungen zwischen Ehegatten. 

Art. 36 

Haben die Parteien innert der in Artikel 26 festgesetzten Frist die 
Einregistrierungsgebühren nicht bezahlt, so werden sie hierfür von 
den Bezirksfinanzdiensten betrieben und müssen zudem vom Ver­
falltag an einen Verzugszins sowie die Inkassokosten entrichten. 

203 

I. Ü bergangs­
recht 

Il. Anderungen 
1. Gesetz betref­
fend die Einre­
gi strie ru ngsge­
bühren 



204 

Der Satz des Verzugszinses entspricht dem in Anwendung von 
Artikel 149 Abs. 3 des Gesetzes vom 7. Juli 1972 über die Kantons­
steuern festgesetzten Satz. 

Art. 63 

Erben oder Beschenktc haben die Erbschaftssteuer innert einer Frist 
von dreissig Tagen nach Empfang der Anzeige betreffend Festset­
zung derselben zu entrichten. Nach Ablauf dieser Frist wird ein 
Verzugszins geschuldet. Die Inkassokosten gehen ebenfalls zu La­
sten der Schuldner. Der Satz des Verzugszinses entspricht dem in 
Anwendung von Artikel 149 Abs. 3 des Gesetzes vom 7. Juli 1972 
über die Kantonssteuern festgesetzten Satz. 

Art. 76 

[Von der Bezahlung der Gebühren sind befreit:] 

a) die Grundstücksübertragungen nach Artikel 9 Bst. e des Gesetzes 
vom 1. Mai 1996 über die Handanderungs- und Grundpfand­
rechtssteuern unter den in dieser Bestimmung vorgesehenen 
Voraussetzungen; 

b) (Aufgehoben) 

c)-e) (Unverandert) 

t) der Grundstückserwerb, der einer vollstandigen oder teilweisen 
Teilung unter Verwandten gleichkommt oder ais Folge solcher 
Operationen erfolgt, sofern Grundstücke aus gerader Li nie über­
tragen werden; 
ein solcher Erwerb ist auch von der Steuerpflicht befreit, wenn er 
zwischen diesen Verwandten und dem überlebenden Ehegatten 
erfolgt; 
er ist auch befreit, wenn Grundstücke, die aufgrund eines Schei­
dungsurteils erworben wurden, zwischen diesen Verwandten 
und dem geschiedenen Ehegatten übertragen werden; 

g) der Erwerb infolge einer Teilung unter Gemeindern 
(Art. 336 ZGB) oder unter Miterben (Art. 602 ZGB); 

h) 1 (Unverandert) 

2 (Aufgehoben) 

i) 1 (Aufgehoben) 

2 (U nverandert) 

3 1st die Schenkung zu einem anderen ais dem ursprünglich 
bestimmten Zweck verwendet worden, so werden die Gebühren 
erhoben; 



j) die von der Eidgenossenschaft und ihren Anstalten abgeschlos­
senen Kaufvertnïgc, wenn es in der Spezialgesetzgebung vorge­
sehen ist, sowie die Eigentumsübertragungen an den Staat Frei­
burg; 

k) (Aufgehoben) 

1) die rechtlichen Übertragungen von Grundstücken von einer 
Immobiliengesellschaft an einen Inhaber von Beteiligungsrech­
ten, dem die Eigenschaft einer natürlichen Persan zukommt, im 
Verhaltnis seiner Rechte und im Falle der vollstandigen Autlô­
sung der Gesellschaft; 

m) (Aufgehoben) 

Art. 69. Der Tarif der Einregistrierungsgebühren vom 4. Mai 1934 (SGF 
635.2.1 a) wird wie folgt geandert: 

Art.1-7, 8 Bst. a und b, 9 Abs. 1 und 2, 10 Abs. 2, 15 und 17 

(Aufgehoben) 

Art. 18 Abs. 1 

1 Auf allen Handanderungen von Eigentum oder Nutzniessung an 
beweglichen Sachen oder Grundstücken, für die Einregistrierungs­
gebühren aufGrund der Artikel 10, 12, 13, 14, 16 und l 7his des Tarifs 
erhoben werden, wird eine Zusatzgebühr von 50 Rappen pro Fran­
ken bezogen. 

2. Tarif der 
Einregistrie­
rungsgebùhren 

Art. 70. Die Zivilprozessordnung vom 28. April 1953 (SGF 270.1) wird 3. Zivilprozess-
wie folgt geandert: ordnung 

Art. 107 Bst. a 

[Die Gerichtskosten umfassen:] 

a) (Aufgehoben) 

Art. 71. Das Gesetz vom I O. Mai 1963 über die Gemeinde- und Pfarrei­
steuern (SGF 632.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 15 Erbschafis- und Schenkungssteuern 
1 Die Gemeinden kônnen auf den Steuern für unentgeltliche Zuwen­
dungen unter Lebenden oder von Todes wegen eine Zusatzabgabe 
bis zur Hôhe des Satzes der vom Staat eingenommenen Steuern 
erheben. 
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5. Gesetz betref­
fend besondere 
Besteuerung 
der Immobilien 
von Gesellschaf­
ten. Vereinen 
und Stiftungen 

2 Eine Zuweisung ais Stiftungsgründungskapital wird einer unent­
geltlichen Zuwendung gleichgesetzt. 

3 Die Zusatzabgabe wird der Gemeinde geschuldet, in der der 
Erblasser oder Schenker seinen letzten Wohnsitz hatte, oder. wenn 
es sich um eine unter Vormundschaft stehende Persan handelt, der 
Gemeinde, in der sie ihren lctzten tatsachlichen Wohnsitz hatte, 
wobei der letzte Aufenthaltsort nicht massgebend ist, sofern sich 
dieser letzte Wohnsitz im Kanton befindet. 

4 Beinhaltet eine Erbschaft, ein Vermachtnis oder eine Schenkung 
ein Grundstück, so werden die Zusatzabgaben verhaltnismassig 
jener Gemeinde geschuldet, in der das Grundstück liegt. 

Art. 16 Handiindcrnng1·1;chlihrcn 

Die Gemeinden kônnen Zusatzabgaben auf den Handanderungs­
steuern für Übertragungen von in ihrem Gebiet gelegenen Grund­
stücken erheben. und zwar bis zur Hôhe des Satzes, der im Gesetz 
über die Handanderungs- und Grundpfandrechtssteuern festgesetzt 
ist. 

Art. 41 Abs. 4 (neu) 

4 (neu) Die Veranlagung und die Erhebung der Zusatzabgaben auf 
den Handanderungssteuern für Grundstücksübertragungen und auf 
den Erbschafts- und Schenkungssteuern werden durch die Spezial­
gesetzgebung geregelt. 

Art. 45 Abs. 4 (neu) 

4 (neu) Ein Verzugszins für die Zusatzabgaben auf den Handande­
rungssteuern und den Erbschafts- und Schenkungssteuern wird zum 
Satz berechnet, der für die vom Staat erhobenen Steuern vorgesehen 
ist, jedoch ohne Strafsteuer. 

Art. 72. Das Gesetz vom 23. Mai I 957 betrefTend besondere Besteuerung 
der Immobilien von Gesellschaften, Vereinen und Stiftungen (SGF 
635.3.1) wird wie folgt geiindert: 
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Art. 4 Zusch/ag 

Bei Kôrperschaften, Vereinen und Stiftungen, deren Haupttiitigkeit 
tatsiichlich darin besteht, Grundstücke zu erwerben oder ein oder 
mehrere Grundstücke, die ihnen gehôren, zu verkaufen, zu verwal­
ten oder zu nutzen, oder deren Aktiven hauptsiichlich aus Grund­
stücken bestehen, wird ein Zuschlag von 3 %0 erhoben. 



Art. 73. Das Dekret vom 11. Mai 1977 betreffend die Baulandreserven 
(SGF 900.4) wird wie folgt geandert: 

Art. 5 Bcfrciung 

Landerwerbungen mit Staatsgarantie oder finanzieller Hilfe des 
Staates sind von den Handanderungssteuern befreit. 

Art. 74. Das Raumplanungs- und Baugesetz vom 9. Mai 1983 (SGF 710.1) 
wird wie folgt geandert: 

Art. 126 Abs. 6 

6 Die durch die Umlegung erforderlichen Grundstücksübertragun­
gen sind von den Handanderungssteuern befreit. 

Art. 135 Abs. 5 

'Die durch die Umlegung erforderlichen Grundstücksübertragun­
gen sind von den Handanderungssteuern befreit. 

Art. 75. Das Gesetz vom 28. Februar 1986 über das Grundbuch (SGF 
214.5.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 80 J. Erhchung 

1 (Aufgehoben) 

2 Die Gebühren sind innert dreissig Tagen zahlbar. Nach Ablauf 
dieser Frist wird ein Verzugszins geschuldet, dessen Satz dem in 
Anwendung von Artikel 149 Abs. 3 des Gesetzes vom 7. Juli 1972 
über die Kantonssteuern festgesetzten Satz entspricht. Die Inkasso­
kosten gehen ebenfalls zu Lasten des Schuldners. 

Art. 83 c) Wirkungcn 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen rechtskraftigen Ent­
scheide, die zur Zahlung eines Geldbetrages verpflichten. sind voll­
streckbaren gerichtlichen Urteilen gemass Artikel 80 des Bundesge­
setzes vom 11. April 1889 über Schuldbetreibung und Konkurs 
gleichgestellt. 

Art. 76. Das Gesetz vom 2. Februar 1988 über die Katastervermessung 
(SGF 214.6.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 92 Abs. 2 
2 Die Kosten sind innert dreissig Tagen zu bezahlen. Nach Ablauf 
dieser Frist wird ein Verzugszins geschuldet, dessen Satz dem in 
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I O. Gesetz über 
die Steuer zum 
Ausgleich der 
Verminderung 
des Kulturlandes 

Anwendung von Artikel 149 Abs. 3 des Gesetzes vom 7. Juli 1972 
über die Kantonssteuern festgesetzten Satz entspricht. Die Inkasso­
kosten gehen ebenfalls zu Lasten des Schuldners. 

Art. 77. Das Gesetz vom 28. September 1993 über die Steuer zum Aus­
gleich der Verminderung des Kulturlandes (SGF 635.6.1) wird wie folgt 
geandert: 
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Art. 7 Abs. 2 

2 Der Artikel 113b Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 7. Juli 1972 über 
die Kantonssteuern gilt sinngemass für den Stillstand und die 
Unterbrechung der Verjahrung. 

Art. 15 Abs. 2, 2. Satz, und 3 

2 ( ... ) Die Artikel 107, 108, 110 Abs. 2 und 3 und 111 des Gesetzes 
vom 7. Juli 1972 über die Kantonssteuern sind ebenfalls anwend­
bar. 

.1 Wenn nôtig unterbreitet die Veranlagungsbehôrde den Fall einer 
Schatzungskom mission. 

Art. 16 Abs. 1, 2. Satz (neu) 

1 ( ... ) Weicht die Veranlagungsbehôrdc von der Berechnungsgrund­
lage, die sich aus den von den Vertragsparteien gelieferten Elemen­
ten ergibt, ab, so gibt sie die wesentlichen Gründe dafür an. 

Art. 17 Einsprachc 
a) Anfcchtbarc Entschcidc 

Der Schuldner kann folgende Entscheide innert 30 Tagen bei der 
Behôrde, die sie getrofTen hat, anfechten: 

a) die von der Direktion erlassenen Bussenverfügungen; 

b) die Entscheide der Grundbuchverwalter; 

c) (Aufgehoben) 

Art. 20 Abs. 2, 2. Satz (neu) 

2 ( ... ) Beabsichtigt die Behôrde, den Entscheid zum Nachteil des 
Einsprechers zu andern, so teilt sie dies dem Einsprecher mit und 
setzt ihm eine Frist, in der er seine Bemerkungen einreichen und 
allenfalls neue Beweismittel vorlegen kann. 



Art. 28 Abs. 1 

1 Wird der Steuerbetrag nicht innert 30 Tagen seit der Falligkeit 
entrichtet, so stellt der Finanzdienst dem Schuldner eine Mahnung 
zu. 

Art. 31 Abs. 1 

1 Dem Schuldner, der sich in einer Notlage befindet oder für den die 
Bezahlung aus einem anderen Grund eine zu grosse Harte bedeuten 
würde. k6nnen die geschuldete Steuer und der Verzugszins auf 
Gesuch hin ganz oder tcilweise erlassen werden. 

Art. 37 Abs. 1 

1 Der Schuldner, der vorsàtzlich oder fahrlassig bewirkt, dass eine 
Veranlagung zu Unrecht unterbleibt, der dafür sorgt, dass eine 
rechtskraftige Veranlagung unvollstàndig ist, oder der eine unrecht­
massige Rückerstattung oder einen ungerechtfertigten Erlass be­
wirkt, wird mit einer Busse in H6he der Halfte bis zum dreifachen 
Betrag der hinterzogenen Steuer bestraft. 

Art. 39 c~ Anstïftung und Gehi(fènscha_{t 

1 Wer einen anderen vorsatzlich zur Hinterziehung anstiftet oder 
ihm vorsatzlich dabei Hilfe leistet, wird, sofern es sich um vollen­
dete Hinterziehung handelt, ohne Rücksicht auf die Strafbarkeit des 
Schuldners mit Busse bis zu 10 000 Franken bestraft. In schweren 
Fallen oder bei Rückfall betragt die Busse bis zu 20 000 Franken. 

2 Ausserdem kann vom Anstifter oder Gehilfen die solidarische 
Bezahlung der hinterzogenen Steuer verlangt werden. 

3 Diese Bestimmung gilt sinngemass auch für juristische Personen, 
die in Ausübung ihrer Tatigkeit zu einer von einem Dritten began­
gene Hinterziehung angestiftet. dazu Hilfe geleistet oder daran mit­
gewirkt haben. 

Art. 40 d) Gesetzlicher oder vertraglicher Vertreter 

(Aufgehoben) 

Art. 41 Abs.2 

2 Der Artikel 39 bleibt im übrigen den Organen oder Vertretern der 
juristischen Person gegenüber vorbehalten. 
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Art. 43 Abs. I (Anderung des Randtitels nur in der franzôsischen 
Fassung) 

1 Wer zum Zwecke einer Steuerhinterziehung gefalschte, verfalschte 
oder inhaltlich unwahre Urkunden verwendet, wird mit Gefangnis 
oder mit Busse bis zu 30 000 Franken bestraft. 

III. Inkrafttreten Art. 78. Der Staatsrat wird mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt. Er 
bestimmt das Datum des lnkrafttretens. 

Also beschlossen vom Grossen Rat, zu Freiburg, am 1. Mai 1996. 

Der Prasident: Der 1. Sekretar: 

A. HAYMOZ R. AEBISCHER 

Der Staatsrat hat dieses Gesetz am JO. September 1996 promulgiert und ai(! 
den 1. Januar 1997 in Kra.fi gesetzt. 
Der Artikel 9 Bst. e und der Artikel 68 Abs. 2, soweit er den Artikel 76 Bst. a 
des Gesetzes vom 4. Mai 1934 betre.ffend die Einregistrierungsgebühren 
andert. treten hingegen schon am 1. Oktober 1996 in Kra.fi. 
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